ersparnis und auch eine Verkürzung der Gesamtkrankenhaus- 
behandlung. 

Ich wäre dankbar, wenn solche Beobachtungen und Be- 
merkungen einer Vertrauensperson zur Bearbeitung zugeleitet 
werden könnten. Ich glaube, daß mit solchen kleinen Mitteln 
oft erreicht werden kann, was wir um der Verminderung der 
Kosten und auch um der Kranken willen erstreben müssen. 

B.E. Walter (Schlußwort): Nicht lange Auseinander- 
setzungen, sondern nur einige Hinweise! Es ist unmöglich, 
sich zu einer solchen Frage, die eine Spezialwissenschaft dar- 
stellt, in einem Vortrage von 3/, Stunden erschöpfend zu 
äußern. Man muß sich hierüber einmal in sehr ernsthaften 
Verhandlungen in einem Kreise besonderer Sachverständiger 
auseinandersetzen. 

Nur das eine will ich Ihnen noch sagen: Ich will mich nicht 
von den Ereignissen überraschen lassen! Die Entwicklung 
muß sozialpolitisch, bevölkerungspolitisch, wehrpolitisch und 
auch finanzpolitisch gesehen werden. Wenn ich mich als Arzt 
seit Jahren der Mühe unterziehe, den Dingen unter diesen 
Gesichtspunkten auf den Grund zu gehen, so geschieht dies 

aus der Einsicht heraus, daß wir als Ärzte eine besondere 
Verpflichtung haben, für das Gleichgewicht von Einnahmen 
und Ausgaben in der Krankenversicherung Sorge zu tragen. 
Ich möchte den Oberbürgermeister sehen, der sich seinen 
sorgfältig aufgestellten Etat durch Dinge über den Haufen 
werfen lassen möchte, die er vorher nicht überlegt hat und die 
nicht durch äußere Ereignisse bestimmt sind, sondern sich so 
haben entwickeln müssen. 

Nun noch ein paar Worte zu einigen Einzelfragen. Gerade 
die Verhältnisse in Berlin sind mir durch meine persönliche 
Tätigkeit ein wohlbekanntes Gebiet. Ich bin 1933 von dem 
Gedanken ausgegangen, daß es sich bei dem Aufbau des ver- 
trauensärztlichen Dienstes um eine fürsorgepolitische Auf- 
gabe handele. 60 Fürsorgerinnen wurden eingestellt; eine 
Erfassungszentrale für Tuberkulose wurde eingerichtet. Ich 
habe weiterhin eine Diabeteszentrale ins Leben gerufen, in 
der wir heute 13000 Diabetiker in Berlin zusammengefaßt 
haben und bei der die Vererblichkeit des Leidens und damit 
seine Auswirkung auf die Rentenversicherung untersucht 
wird. Das sind Dinge, die man nur andeuten kann. Es läßt 
sich nicht alles von heute auf morgen erreichen. 

Die Sorge um die Zukunft unseres Volkes stellt die große 
Linie für unser Handeln dar. Demgemäß können wir die vor- 
liegende Frage nicht mit Kasuistik erledigen. Ich kann nur 
wiederholen, daß der vertrauensärztliche Dienst nicht in die 
Krankenhäuser geschickt wird, um gegen sie vorzugehen. 
Daß dies auch in der Praxis nicht der Fall ist, beweisen Ihnen 
die nackten Zahlen. Der prozentuale Anstieg der Kranken- 
hausbehandlung ist viel größer als in früherer Zeit. Damit 
ist der gute Wille der Sozialversicherung bekundet, in dieser 
Frage den Wünschen und gesundheitlichen Bedürfnissen der 
Versicherten zu entsprechen. Demgemäß müssen die Vor- 
würfe, daß der vertrauensärztliche Dienst den Bedürfnissen 
der Kranken nicht gerecht würde, mit Entschiedenheit 
zurückgewiesen werden. Wenn im übrigen der vertrauens- 
ärztliche Dienst noch nicht überall so gut funktioniert, wie 
wir es wünschen, so ist zu bedenken, daß es sich um eine neue 
Einrichtung handelt, und nicht alles von vornherein voll- 
kommen sein kann. Ich habe die Mühe auf mich genommen, 
hunderte von Vertrauensärzten auf ihre Fähigkeiten zu unter- 
suchen. Wir haben noch nicht annähernd den Bedarf gedeckt. 
Sie wissen selbst, wie schwierig es ist, geeignete Ärzte für 
solche Aufgaben zu bekommen. Selbstverständlich wäre es 
nach den Wünschen des Reichsärzteführers und Dr. Grotes 
von der Kassenärztlichen Vereinigung Deutschlands besser 
gewesen, wenn man den ganzen Apparat des vertrauens- 
ärztlichen Dienstes in die Ärzteschaft hineingenommen hätte, 
weil die Ergänzungen dort leichter gewesen wären. Man muß 
aber mit den Dingen rechnen, wie sie tatsächlich liegen. 

Vorsitzender: Ich danke Ihnen, Herr Dr. Walter, daß Sie 
sich der Mühe unterzogen haben, über dieses Thema zu uns 
zu Sprechen. Sie werden selbst gemerkt haben, welch großes 
Interesse Sie mit Ihren Ausführungen bei den Zuhörern 

auslösten, wenn auch nicht alle Meinungen konform gingen. 


Alter, Gutachterausschuß für das Öffentliche Krankenhauswesen 
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4. Kampf dem Verderb im Krankenhaus. 
B.E.: Verw.-Direktor Oehler, Berlin. 


Bei der Stellung des Themas ‚Kampf dem Verderb 
im Krankenhaus‘ wurde mir liebenswürdigerweise frei- 
gestellt, die Stellung des Krankenhauses in der Durch- 
führung des Vierjahresplanes zu behandeln. Ist doch der 
Kampf gegen den Verderb nur ein Teil der Aufgaben, die 
die Krankenanstalten bei der Durchführung des Vier- 
jahresplanes zu erfüllen haben. Mit dem Kampf gegen 
den Verderb ist u. a. auch der Kampf gegen den Verlust 
verbunden, und damit rückt die Aufgabe des Kranken- 
hauses über die betriebswirtschaftlichen Notwendigkeiten 
hinaus in die nationalwirtschaftliche Bedeutung. 

Im ersten Vierjahresplan war als Aufgabe die Beseiti- 
gung der Arbeitslosigkeit gestellt. Der zweite Vierjahres- 
plan hat zum Ziele 

die Erlangung der Rohstoff- und der Nahrungsmittel- 
freiheit. 

Für die deutschen Krankenanstalten in ihrer Gesamt- 
heit ist wohl eines in Anspruch zu nehmen, daß sie aus dem 
Streben nach gesunder Wirtschaftsführung heraus schon 
immer sparsam und wirtschaftlich gearbeitet haben. Es 
ist also die Frage zu stellen, was darüber hinaus zur Durch- 
führung des Vierjahresplanes noch zu tun ist. 

Der Beauftragte für den Vierjahresplan, General- 
feldmarschall Hermann Göring, hat auf diese Frage in 
seiner Rede im Berliner Sportpalast am 28. Oktober 1936 
die Antwort gegeben, indem er folgenden Appell an das 
deutsche Volk richtete: 

„Es möge sich jeder jeden Tag prüfen, was er selber 
tun kann und was er beitragen kann zu dem Gelingen des 
Werks.“ 

Dieser Appell geht auch die Leitungen der Kranken- 
anstalten an, durch deren Hände jahraus, jahrein große 
Teile des deutschen Volksvermögens gehen, und in deren 
Häusern Werte jeglicher Art in größtem Umfangegebraucht 
und verbraucht werden. Die Fachausstellungen gelegent-- 
lich der Tagungen der Fachvereinigung der Verwaltungs- 
leiter deutscher Kranken-, Heil- und Pflegeanstalten geben 
uns immer wieder einen Überblick über den Bedarf der 
deutschen Krankenanstalten an Erzeugnissen der Wirt- 
schaft aller Art, seien es ärztliche Instrumente und Appa- 
rate, Maschinen, Brennstoffe, Möbel, Nahrungsmittel 
u. dgl. Aus der Größe dieses Bedarfs ergibt sich für die 
Anstalten die Verpflichtung zur täglichen Selbstprüfung 
nach dem Appell von Hermann Göring. 

Eine Selbstverständlichkeit ist für uns die wirtschaft- 
lichste Verwendung der zur Verfügung stehenden Haus- 
haltsmittel. Wirtschaftliches Denken und Handeln ist 
aber eine der Hauptwaffen im Kampfe um die Rohstoff- 
und Nahrungsmittelfreiheit. Jede unnötige Ausgabe ist 
zu vermeiden, darin müssen sich Verwaltungsleiter und 
Ärzte in den Krankenanstalten einig sein. Dafür nur einige 
Hinweise: 

I. Die Ausgaben müssen sich nach der tatsächlichen 
Belegung des Krankenhauses und den dadurch gegebenen 
tatsächlichen Bedürfnissen richten. Jede unnötige und 
jede übersteigerte Ausgabe ist in Wirklichkeit schon ein 
Verlust. 

2. Oft erleben wir auch im Krankenhaus, daß Instru- 
mente und Apparate auf dem Lager stehen, die für einen 
nicht mehr im Hause tätigen Arzt auf dessen ausdrück- 
lichen dringenden Wunsch beschafft, nach seinem Weg- 
gange vom Nachfolger aber abgelehnt und zum Lager 
gegeben wurden und dort verkommen. Das sind Verluste. 
Oberbürgermeister Dr. Haltenhoff hat in seinen Ausfüh- 
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rungen die Achtung vor dem Begriffe ‚Geld‘ gefordert. 
Nirgend mehr als bei den Beschaffungen des ärztlichen 
Bedarfs im Krankenhause erscheint mir diese Forderung 
angebracht. 

3. Verluste können auch in den Liegedauern der Kran- 
ken stecken. Senator Dr. Großmann wies in seinem Vor- 
trage darauf hin, daß eine zu frühe Entlassung eines Kran- 
ken dazu führen könne, daß dieser Kranke nach Wieder- 
aufnahme der Arbeit wieder krank werde und die Arbeit 
niederlegen müsse. Das ist aber ein Verlust an der knappen 
Arbeitskraft, die der Volkswirtschaft zur Verfügung steht, 
sowie am Vermögen der Kasse, die für dieses Mitglied 
wahrscheinlich mehr Leistungen aufzubringen hat, als wenn 
es nach richtiger Ausheilung erst entlassen worden wäre. 


“ Eine 2u lange Liegedauer bedeutet ebenfalls doppelten 
Verlust: 

a) Der Krankenverpflegungstag kostet in den meisten 
Krankenanstalten an Selbstkosten mehr, als er Einnahmen 
bringt, erfordert also Zuschüsse; 

b) der entlassungsfähige Kranke liegt im Kranken- 
hause mit seiner Arbeitsfähigkeit brach, diese geht damit 
der Volkswirtschaft verloren. 

4. Einen weiteren Verlust an Arbeitskraft, Arbeitszeit 
und auch Material möchte ich aufzeigen, indem ich zu dem 
ausführlich behandelten Thema ‚‚Vertrauensarzt und 
Krankenhaus“ vom Standpunkte der Verwaltung aus 
einen Beitrag liefere. Sie alle kennen den Kampf, der von 
den Krankenhäusern mit den Krankenkassen ständig um 
die Bemessung der Behandlungsdauer der Kassenmitglieder 
in den Krankenhäusern geführt werden muß. Fast wäre 
man geneigt, sich mit diesem Kampfe als einer unabweis- 
baren Notwendigkeit abzufinden, wenn nicht Beispiele 
vorlägen, daß es auch anders geht. Professor Dr. Reye 
hat bereits erwähnt, daß er mit 2 Krankenkassen in Ham- 
burg Vereinbarungen dahin getroffen hat, daß die Kassen- 
einweisungen unbefristet erfolgen und daß Verlängerungs- 
anträge nicht gestellt zu werden brauchen. Ähnliche Ver- 
einbarungen kenne ich aus Freiburg, aus dem Kreise 
Niederbarnim; auch die Ruhrknappschaft in Bochum hat 
mit dem Zweckverband der Krankenhäuser im Ruhrbezirk 
die gleiche Abrede getroffen. Der Vertreter der Ruhr- 
knappschaft konnte auf der Tagung der Fachvereinigung 
der leitenden Verwaltungsbeamten der Krankenanstalten 
von Rheinland und Westfalen in Essen am 25. Oktober 
1938 sogar mitteilen, daß trotz unbefristeter Einweisung 
der Kranken und trotz Verzichtes auf die Kurverlänge- 
rungsanträge die Durchschnittsliegedauer in den beteiligten 
Krankenhäusern geringer geworden sei. 

Überlegen Sie bitte, welche Unsumme von Arbeit un- 
zählige Ärzte in deutschen Krankenanstalten und un- 
zählige Verwaltungsbeamte in den Anstalten und Kranken- 
kassen täglich leisten müssen, um die in den befristeten 
Kostenübernahmeerklärungen geforderten Kurverlänge- 
rungsanträge auszuarbeiten, abzusenden und zu entschei- 
den. Wenn man sieht, daß es Krankenkassen gibt, die auf 
diese Verlängerungsanträge verzichten und Vertrauen zu 
den Krankenanstalten zeigen, und wenn man sieht, daß 
beide Teile gut dabei fahren, dann fordert man wohl mit 
Recht, daß Krankenkassen und Krankenhäuser sich end- 
lich zusammenfinden, um der auf die Dauer nicht trag- 
baren Vergeudung von wertvoller Arbeitskraft, Arbeits- 
zeit und Material — bedenken Sie die Papiermassen und 
die Ströme von Tinte, die dieser zermürbende Krieg for- 
dert! — endlich ein Ende zu machen. Das wäre positive 
Arbeit im Sinne des Vierjahresplanes. Je einfacher diese 
Einigung im Sinne der vorhin vom Oberbürgermeister 


Dr. Haltenhoff erhobenen Forderung der „Achtung vor 
der Arbeit der anderen“ sich vollzieht, desto größer ist 
die Ausschaltung des Verlustes, also der Gewinn für die 
deutsche Volkswirtschaft im Sinne der Forderung von 
Hermann Göring: beizutragen zum Gelingen des Werks. 


Nach diesen Hinweisen komme ich zum eigentlichen 
Thema. 

Sagte ich anfangs, daß die. wirtschaftlichste Verwen- 
dung der Haushaltsmittel eine Selbstverständlichkeit sei, 
so ist doch zu untersuchen, in welcher Weise der Anstalts- 
betrieb jedem Verderb und jedem Verlust vorbeugen kann, 
Es würde zu weit führen, hier Einzelheiten zu bringen. 
Die Arbeiten in der Zeitschrift für das gesamte Kranken- 
hauswesen und in anderen Fachzeitschriften sind Beweis 
dafür, daß die Leiter der deutschen Krankenanstalten sich 
ständig mit dem Problem „Krankenhaus und Vierjahres- 
plan“ befassen. Ich kann mich daher darauf beschränken, 
die Hauptlinien aufzuzeigen. Jeder Verwaltungsleiter 
wird in seinem Betriebe selbst sehen müssen, wie er die 
ihm gestellte Aufgabe erfüllen kann. 

Diese Aufgabe in dem Kampfe um die Gewinnung der 
Rohstoff- und der Nahrungsmittelfreiheit besteht in der 
Hauptsache 

I.in der Anpassung des Gebrauchs und des Verbrauchs, 

2.in der Ausschaltung jeden Materialverlustes. 

Gebraucht und verbraucht werden in den Kranken- 
anstalten Rohstoffe aller Art für die ärztlichen Instru- 
mente und Apparate, die Verbandstoffe, Arzneien, Ein- 
richtungsgegenstände, Baumaterialien, die Wäsche, die 
Ernährung, die Wärme- und Elektrowirtschaft usw. 

Bezüglich des Einkaufs der ärztlichen Instrumente 
und Apparate wies ich schon auf einen Mangel hin, den des 
Beschaffens nach der individuellen Einstellung des ein- 
zelnen Arztes. Weise Beschränkung ist hier ebenso am 
Platze wie bei der Beschaffung vieler anderer ständig im 
Gebrauch befindlicher Gegenstände. Der Fachnormen- 
ausschuß Krankenhaus (Fanok) hat hierin wegweisende 
Vorarbeit geleistet, indem er die Krankenanstalten zur 
Beschränkung auf möglichst wenige Typen bzw. Gebrauchs- 
muster erzog. Haben wir z. B. in Rekordspritzen, in Ver- 
bandscheren, in Betten und Nachttischen, aber auch im 
Eß- und Transportgeschirr, in Beleuchtungsgeräten, 
Schaltern, Steckdosen, in Wasserhähnen, Dampf- und 
Reduzierventilen, in Baubeschlägen usw. nur bestimmte, 
möglichst genormte, wenige Muster in Gebrauch, dann 
vereinfachen und verringern wir unser Lager, sparen damit 
an der Festlegung von Kapitalien für Lagervorräte und 
erleichtern uns die notwendigen Reparaturen. Auch helfen 
wir damit im Sinne des Vierjahresplanes der Industrie in 
der Herstellung dieser Gegenstände, denn sie spart Roh- 
stoffe, wenn sie nicht an Stelle weniger genormter Typen 
eine Vielheit von Artikeln für den gleichen Zweck her- 
zustellen braucht. Beschränkung in den Typen und Ge- 
brauchsmustern bedeutet also Ersparnis an Rohstoffen. 
Bei dem Neubau von Krankenanstalten ist durch den 
Bauleiter von vornherein auf diese Beschränkung zu 
achten. 

Eines der wichtigsten und gerade vom Vierjahresplan 
stark erfaßten Gebiete der Anstaltswirtschaft ist das der 
Ernährung. 

Die Gewinnung der Nahrungsmittelfreiheit ist nach 
den Ausführungen des Beauftragten des Vierjahresplans 
Hermann Göring auf dem diesjährigen Parteitage schon 
als fast erreicht anzusehen. Mit stolzer Genugtuung konnte 
er darauf hinweisen, daß er große Vorräte an Lebensmitteln 
habe aufspeichern können, so z. B. zusätzliche Fettmengen 


